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Unser Geld
Unsere Vorsorge



„ Das Bargeld wird sicher nicht abgeschafft“
den Arbeitskräftemangel, die neuen Kreditvergaberegeln und den Trend zum E-Banking.Der Bankensprecher der Wirtschaftskammer NÖ, Reinhard Karl, über die stabile Branche,

Von Walter Fahrnberger

NÖN: Die Banken haben die Coro-
na-Krise relativ gut überstanden.
Danach folgte mit der Energie-
krise samt hoher Inflation gleich
die nächste Krise. Wie geht es der
Branche aktuell?
Reinhard Karl: Die aktuellen Zah-
len der Österreichischen Natio-
nalbank (OeNB) zeigen, dass der
niederösterreichische Banken-
sektor im Vergleich zum öster-
reichischen Bankensektor nach
wie vor eine höhere Effizienz
aufweist. Sowohl im Bereich der
Cost-Income-Ratio als auch im
Betriebsergebnis zur Bilanzsum-
me liegen wir im Österreich-
schnitt vorne. Wir sehen in der
Wirtschaft einen leichten An-
stieg bei den Insolvenzen, je-
doch sind die Risikokosten im
laufenden Jahr sehr stabil. Die
sogenannte „non-performing
loan ratio“ (Anm.: die Zahl der
Schuldner, die sich im Schul-
denverzug befinden) liegt im-
mer noch deutlich unter fünf
Prozent, in Niederösterreich
konkret bei 1,5 Prozent.

Allgemein geht es der heimischen
Wirtschaft aufgrund der aktuellen
Herausforderungen also nicht
mehr ganz so gut.
Karl: Die Pandemie wird uns
zwar noch weiter beschäftigen,
aber vor allem das Thema Ar-
beitskräftemangel ist ein massi-
ves. In Österreich ist die Arbeits-
losenquote auf dem niedrigsten
Stand und die Unternehmen
suchen Arbeitskräfte. Eine weite-
re Herausforderung ist die Lie-
ferkettenthematik, die durch die
Auswirkungen des Russland-
Ukraine Krieges abgelöst worden
ist, insbesondere im Energiekos-
tenbereich. Das ist im Moment
die größte Herausforderung, die
wir sowohl im privaten als auch
im Unternehmensbereich stem-
men müssen. Nach den Hilfen
der Regierung wird es auch im
Bankensektor die Herausforde-
rung sein, die Unternehmen
entsprechend zu begleiten. Kon-
kret geht es darum zu schauen,

ob die Liquidität passt und wie
die Banken vorausschauend die
niederösterreichische Wirtschaft
unterstützen können.

In der NÖ Kredit- und Versiche-
rungswirtschaft arbeiten etwas
mehr als 11.000 Personen. Trifft
der Arbeitskräftemangel auch
diese Branche?
Karl: Trotz regionaler Unter-
schiede suchen auch wir Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter.
Wir haben mit der Kampagne
„So geht Zukunft“ (www.sogeht-
zukunft.at) eine Initiative gestar-
tet, um jungen Menschen aufzu-
zeigen, dass Banken und Versi-
cherungen in Niederösterreich
ein attraktiver Arbeitgeber sind
und dass wir zukunftssichere
sowie vielfältige Arbeitsplätze
bieten. Man hat immer das Bild
des Kassenmitarbeiters im Kopf.
Aber das Spekt-
rum an Ein-
satzmöglich-
keiten reicht
vom Control-
ling über den
Wertpapierspe-
zialisten und
den Buchhalter
bis zum Bilan-
zierungsspezia-
listen. Ich glau-
be, dass es
nach wie vor eine gute Entschei-
dung ist für einen jungen Men-
schen eine Ausbildung in der
Bank oder im Versicherungsbe-
reich zu beginnen.

Welche Klientel sprechen Sie mit
der Kampagne an?
Karl: Vor allem die Jugend. Bei
dieser Aktion versuchen wir
über Authentizität und direkte
Kommunikation von jungen
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
terinnen, die bei uns arbeiten,
Einblicke in unsere Arbeitswelt
zu geben und in Youtube-Vi-
deos, Instagram-Sequenzen und
auf Facebook das Erlebnis des
Arbeitens und die vielen Mög-
lichkeiten zu transportieren. 
Die Aktion läuft noch bis Jän-
ner.

Wie kommt man dann zu den Per-
sonen?
Karl: Wenn ein potenzieller Mit-
arbeiter diese Kampagne attrak-
tiv findet und sich bewerben
will, landet er auf einem Jobpor-
tal, das offene Stellen regionali-
siert ausweist, sodass jeder Inter-
essent Jobangebote von Banken
oder Versicherungen aus seiner
Region bekommt. Ich denke,
man muss in der Rekrutierung
diese neuen Wege gehen, um
junge Menschen für Jobs im
Bank- oder Versicherungsbe-
reich zu interessieren.

Heuer haben 530.000 Personen
in Österreich das Volksbegehren
zur uneingeschränkten Bargeld-
zahlung unterzeichnet. Hat Sie
der Zuspruch überrascht?
Karl: Österreich ist traditionell
ein Land mit hoher Bargeldaffi-

nität. Was wir
in den letzten
Jahren, vor al-
lem in der Pan-
demie gesehen
haben, ist, dass
die Nutzung
der digitalen
Varianten, also
Online-Ban-
king oder Zah-
len per Karte,
deutlich zuge-

nommen hat. Der Trend geht in
diese Richtung, aber in Öster-
reich wird das Bargeld sicher
nicht abgeschafft werden. Auch
hat die Bargeldversorgung in
Österreich immer sehr gut funk-
tioniert, auch in schwierigen
Zeiten der Pandemie. Ein Grund
dafür ist auch die hohe Dichte
an Bankomaten und Banken.

Die Zinsen sind zuletzt als Gegen-
maßnahme zur Inflation gestie-
gen und steigen weiter. Heuer ist
auch die neue Kreditvergabever-
ordnung dazugekommen. Merken
Sie schon einen Rückgang bei den
Krediten?
Karl: Wir hatten bis zum Ende
des zweiten Quartals eine sehr
gute Nachfrage im Kreditge-
schäft und im Immobilienge-

schäft. Jetzt sind es drei Fakto-
ren, die einen dämpfenden Ef-
fekt haben. Einerseits die Ent-
wicklung der Baupreise im Zuge
der Lieferketten-Thematik und
der damit verbundenen Baukos-
tenpreissteigerung. Das Zweite
sind die steigenden Zinsen, die
in den vergangenen Jahren kein
Ausschlusskriterium waren. Das
Dritte ist in manchen Bereichen
die KIM, also die Verordnung,
die Kreditinstitute-Immobilien-
finanzierungsmaßnahmen-Ver-
ordnung. Der europäische Aus-
schuss für Systemrisiken hat ja
in Europa schon einige Zeit lang
vor systemischen Risiken durch
sehr starkes Immobilienkredit-
Hamstern gewarnt. In Öster-
reich wurde nun die gesetzliche
Grundlage geschaffen, um der
Finanzmarktaufsicht die Mög-
lichkeit zu geben, über eine Ver-
ordnung auch regulierend ein-
zugreifen. Davor waren dies nur
Empfehlungen. Das heißt: Eine
Beleihungsquote von 90 Pro-
zent, die Kreditrate darf nicht
mehr als 40 Prozent des Haus-
haltseinkommens ausmachen
und die Kreditlaufzeit beträgt
maximal 35 Jahre.

Wo sind großen die Herausforde-
rungen bei der neuen Regelung?
Karl: Die Herausforderungen lie-
gen ganz klar in der Zwischen-
finanzierung. Und hier wünsche
ich mir gemeinsam mit der Auf-
sicht auch eine Evaluierung.
Also, wenn ich meine alte Woh-
nung noch nicht verkauft habe,
aber die neue schon finanzieren
muss, kann das schwierig wer-
den. Der zweite Teil betrifft vor
allem die jungen Familien. Die
stehen praktisch am Beginn des
Berufslebens am unteren Ende
der Einkommensschiene und
haben eine Perspektive auf ein
Wachstum im Haushaltsein-
kommen. Im Moment verhin-
dert man aber den Eigentums-
aufbau im Jungfamilienbereich.
Das Land NÖ hat hier allerdings
eine Unterstützung für den erst-
maligen Eigentumserwerb in
NÖ angekündigt, damit die not-

wendigen Eigenmittelquoten
erreicht werden können. Ich
glaube, das ist der richtige Weg,
weil sonst kommen wir weg
vom Eigentum hin in eine Miet-
gesellschaft und dass sollte
nicht unser gesellschaftliches
Ziel sein. Insofern sehen wir
aktuell bei der Kreditnachfrage
bei den privaten Immobilien-
finanzierungen einen Rückgang
im dritten Quartal und im be-
ginnenden vierten Quartal. Im
Unternehmensbereich ist im
heurigen Jahr die Nachfrage
sehr gut gewesen.

Werden die höheren Zinsen für
private Kreditnehmer Folgen ha-
ben?
Karl: Positiv ist, dass laut OeNB-

Statistik über die Hälfte der
Zinsbindungen bei Wohnbau-
krediten fix ist. Diese Personen
haben keine Veränderung zu er-
warten.

Fürchten Sie langfristig einen
Rückgang der Nachfrage nach Im-
mobilien?
Karl: Die Nachfrage nach Immo-
bilien ist nach wie vor ungebro-
chen. Vor allem auch, weil jetzt
das Homeoffice in weiten Berei-
chen institutionalisiert wurde.
Das sehen wir gerade im Speck-
gürtel um Wien, aber auch dar-
über hinaus. Wenn ich nur zwei
Tage pro Woche im Büro prä-
sent sein muss, nimmt man für
diese Präsenztage auch eine län-
gere Anreise in Kauf. Einen Gar-

ten zu haben, im Grünen zu
sein und sich auch ein etwas
größeres Objekt leisten zu kön-
nen zeigt, dass gerade Niederös-
terreich auch weiterhin ein sehr
attraktiver Platz zum Wohnen
ist – und das nicht nur im
Speckgürtel rund um Wien,
sondern auch darüber hinaus.

Gerade in den ländlichen Regio-
nen sind die regionalen Banken
fest im gesellschaftlichen Leben
verankert. Hat sich diese Verbun-
denheit in den Krisenzeiten ver-
ringert?
Karl: Diese Kreditinstitute sind
in den Bereichen Karitatives,
Kunst, Kultur, Sport als Sponso-
ren ungebrochen aktiv. 2021
wurden trotz Pandemie über

8,5 Millionen Euro dafür ausge-
geben. Dabei geht mit über zwei
Millionen Euro der größte Teil
zu Kunst, Kultur und Brauch-
tum, zu Kommunales, Infra-
struktur und Sicherheit 1,3 Mil-
lionen und dann kommt schon
der Sport mit 1,27 Millionen.
Über 1,1 Millionen Euro fließen
in den Bereich Karitatives und
Soziales, der Rest geht zu Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung
sowie Umwelt und Jugend. Das
sind ausschließlich Ausgaben
der Kreditinstitute für genau
diese Zwecke. Das macht keine
Digitalbank und auch keine
überregionale Bank in diesem
Ausmaß. Zum Glück haben wir
in NÖ einen starken regional
organisierten Bankensektor.

„Mehr als die Hälfte der
Zinsbindungen bei Wohn-
baukrediten ist fix. Diese
Personen haben keine Ver-
änderung zu erwarten“,
gibt Reinhard Karl, Banken-
sprecher der Wirtschafts-
kammer NÖ, Entwarnung
für jeden zweiten Kredit-
nehmer.
Foto: Eva Kelety

Die Nutzung von
Online-Banking und
Zahlen per Karte
hat deutlich
zugenommen.
Reinhard Karl, WKNÖ-Obmann
Sparte Bank und Versicherung
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„ Das Bargeld wird sicher nicht abgeschafft“
den Arbeitskräftemangel, die neuen Kreditvergaberegeln und den Trend zum E-Banking.Der Bankensprecher der Wirtschaftskammer NÖ, Reinhard Karl, über die stabile Branche,

Von Walter Fahrnberger

NÖN: Die Banken haben die Coro-
na-Krise relativ gut überstanden.
Danach folgte mit der Energie-
krise samt hoher Inflation gleich
die nächste Krise. Wie geht es der
Branche aktuell?
Reinhard Karl: Die aktuellen Zah-
len der Österreichischen Natio-
nalbank (OeNB) zeigen, dass der
niederösterreichische Banken-
sektor im Vergleich zum öster-
reichischen Bankensektor nach
wie vor eine höhere Effizienz
aufweist. Sowohl im Bereich der
Cost-Income-Ratio als auch im
Betriebsergebnis zur Bilanzsum-
me liegen wir im Österreich-
schnitt vorne. Wir sehen in der
Wirtschaft einen leichten An-
stieg bei den Insolvenzen, je-
doch sind die Risikokosten im
laufenden Jahr sehr stabil. Die
sogenannte „non-performing
loan ratio“ (Anm.: die Zahl der
Schuldner, die sich im Schul-
denverzug befinden) liegt im-
mer noch deutlich unter fünf
Prozent, in Niederösterreich
konkret bei 1,5 Prozent.

Allgemein geht es der heimischen
Wirtschaft aufgrund der aktuellen
Herausforderungen also nicht
mehr ganz so gut.
Karl: Die Pandemie wird uns
zwar noch weiter beschäftigen,
aber vor allem das Thema Ar-
beitskräftemangel ist ein massi-
ves. In Österreich ist die Arbeits-
losenquote auf dem niedrigsten
Stand und die Unternehmen
suchen Arbeitskräfte. Eine weite-
re Herausforderung ist die Lie-
ferkettenthematik, die durch die
Auswirkungen des Russland-
Ukraine Krieges abgelöst worden
ist, insbesondere im Energiekos-
tenbereich. Das ist im Moment
die größte Herausforderung, die
wir sowohl im privaten als auch
im Unternehmensbereich stem-
men müssen. Nach den Hilfen
der Regierung wird es auch im
Bankensektor die Herausforde-
rung sein, die Unternehmen
entsprechend zu begleiten. Kon-
kret geht es darum zu schauen,

ob die Liquidität passt und wie
die Banken vorausschauend die
niederösterreichische Wirtschaft
unterstützen können.

In der NÖ Kredit- und Versiche-
rungswirtschaft arbeiten etwas
mehr als 11.000 Personen. Trifft
der Arbeitskräftemangel auch
diese Branche?
Karl: Trotz regionaler Unter-
schiede suchen auch wir Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter.
Wir haben mit der Kampagne
„So geht Zukunft“ (www.sogeht-
zukunft.at) eine Initiative gestar-
tet, um jungen Menschen aufzu-
zeigen, dass Banken und Versi-
cherungen in Niederösterreich
ein attraktiver Arbeitgeber sind
und dass wir zukunftssichere
sowie vielfältige Arbeitsplätze
bieten. Man hat immer das Bild
des Kassenmitarbeiters im Kopf.
Aber das Spekt-
rum an Ein-
satzmöglich-
keiten reicht
vom Control-
ling über den
Wertpapierspe-
zialisten und
den Buchhalter
bis zum Bilan-
zierungsspezia-
listen. Ich glau-
be, dass es
nach wie vor eine gute Entschei-
dung ist für einen jungen Men-
schen eine Ausbildung in der
Bank oder im Versicherungsbe-
reich zu beginnen.

Welche Klientel sprechen Sie mit
der Kampagne an?
Karl: Vor allem die Jugend. Bei
dieser Aktion versuchen wir
über Authentizität und direkte
Kommunikation von jungen
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
terinnen, die bei uns arbeiten,
Einblicke in unsere Arbeitswelt
zu geben und in Youtube-Vi-
deos, Instagram-Sequenzen und
auf Facebook das Erlebnis des
Arbeitens und die vielen Mög-
lichkeiten zu transportieren. 
Die Aktion läuft noch bis Jän-
ner.

Wie kommt man dann zu den Per-
sonen?
Karl: Wenn ein potenzieller Mit-
arbeiter diese Kampagne attrak-
tiv findet und sich bewerben
will, landet er auf einem Jobpor-
tal, das offene Stellen regionali-
siert ausweist, sodass jeder Inter-
essent Jobangebote von Banken
oder Versicherungen aus seiner
Region bekommt. Ich denke,
man muss in der Rekrutierung
diese neuen Wege gehen, um
junge Menschen für Jobs im
Bank- oder Versicherungsbe-
reich zu interessieren.

Heuer haben 530.000 Personen
in Österreich das Volksbegehren
zur uneingeschränkten Bargeld-
zahlung unterzeichnet. Hat Sie
der Zuspruch überrascht?
Karl: Österreich ist traditionell
ein Land mit hoher Bargeldaffi-

nität. Was wir
in den letzten
Jahren, vor al-
lem in der Pan-
demie gesehen
haben, ist, dass
die Nutzung
der digitalen
Varianten, also
Online-Ban-
king oder Zah-
len per Karte,
deutlich zuge-

nommen hat. Der Trend geht in
diese Richtung, aber in Öster-
reich wird das Bargeld sicher
nicht abgeschafft werden. Auch
hat die Bargeldversorgung in
Österreich immer sehr gut funk-
tioniert, auch in schwierigen
Zeiten der Pandemie. Ein Grund
dafür ist auch die hohe Dichte
an Bankomaten und Banken.

Die Zinsen sind zuletzt als Gegen-
maßnahme zur Inflation gestie-
gen und steigen weiter. Heuer ist
auch die neue Kreditvergabever-
ordnung dazugekommen. Merken
Sie schon einen Rückgang bei den
Krediten?
Karl: Wir hatten bis zum Ende
des zweiten Quartals eine sehr
gute Nachfrage im Kreditge-
schäft und im Immobilienge-

schäft. Jetzt sind es drei Fakto-
ren, die einen dämpfenden Ef-
fekt haben. Einerseits die Ent-
wicklung der Baupreise im Zuge
der Lieferketten-Thematik und
der damit verbundenen Baukos-
tenpreissteigerung. Das Zweite
sind die steigenden Zinsen, die
in den vergangenen Jahren kein
Ausschlusskriterium waren. Das
Dritte ist in manchen Bereichen
die KIM, also die Verordnung,
die Kreditinstitute-Immobilien-
finanzierungsmaßnahmen-Ver-
ordnung. Der europäische Aus-
schuss für Systemrisiken hat ja
in Europa schon einige Zeit lang
vor systemischen Risiken durch
sehr starkes Immobilienkredit-
Hamstern gewarnt. In Öster-
reich wurde nun die gesetzliche
Grundlage geschaffen, um der
Finanzmarktaufsicht die Mög-
lichkeit zu geben, über eine Ver-
ordnung auch regulierend ein-
zugreifen. Davor waren dies nur
Empfehlungen. Das heißt: Eine
Beleihungsquote von 90 Pro-
zent, die Kreditrate darf nicht
mehr als 40 Prozent des Haus-
haltseinkommens ausmachen
und die Kreditlaufzeit beträgt
maximal 35 Jahre.

Wo sind großen die Herausforde-
rungen bei der neuen Regelung?
Karl: Die Herausforderungen lie-
gen ganz klar in der Zwischen-
finanzierung. Und hier wünsche
ich mir gemeinsam mit der Auf-
sicht auch eine Evaluierung.
Also, wenn ich meine alte Woh-
nung noch nicht verkauft habe,
aber die neue schon finanzieren
muss, kann das schwierig wer-
den. Der zweite Teil betrifft vor
allem die jungen Familien. Die
stehen praktisch am Beginn des
Berufslebens am unteren Ende
der Einkommensschiene und
haben eine Perspektive auf ein
Wachstum im Haushaltsein-
kommen. Im Moment verhin-
dert man aber den Eigentums-
aufbau im Jungfamilienbereich.
Das Land NÖ hat hier allerdings
eine Unterstützung für den erst-
maligen Eigentumserwerb in
NÖ angekündigt, damit die not-

wendigen Eigenmittelquoten
erreicht werden können. Ich
glaube, das ist der richtige Weg,
weil sonst kommen wir weg
vom Eigentum hin in eine Miet-
gesellschaft und dass sollte
nicht unser gesellschaftliches
Ziel sein. Insofern sehen wir
aktuell bei der Kreditnachfrage
bei den privaten Immobilien-
finanzierungen einen Rückgang
im dritten Quartal und im be-
ginnenden vierten Quartal. Im
Unternehmensbereich ist im
heurigen Jahr die Nachfrage
sehr gut gewesen.

Werden die höheren Zinsen für
private Kreditnehmer Folgen ha-
ben?
Karl: Positiv ist, dass laut OeNB-

Statistik über die Hälfte der
Zinsbindungen bei Wohnbau-
krediten fix ist. Diese Personen
haben keine Veränderung zu er-
warten.

Fürchten Sie langfristig einen
Rückgang der Nachfrage nach Im-
mobilien?
Karl: Die Nachfrage nach Immo-
bilien ist nach wie vor ungebro-
chen. Vor allem auch, weil jetzt
das Homeoffice in weiten Berei-
chen institutionalisiert wurde.
Das sehen wir gerade im Speck-
gürtel um Wien, aber auch dar-
über hinaus. Wenn ich nur zwei
Tage pro Woche im Büro prä-
sent sein muss, nimmt man für
diese Präsenztage auch eine län-
gere Anreise in Kauf. Einen Gar-

ten zu haben, im Grünen zu
sein und sich auch ein etwas
größeres Objekt leisten zu kön-
nen zeigt, dass gerade Niederös-
terreich auch weiterhin ein sehr
attraktiver Platz zum Wohnen
ist – und das nicht nur im
Speckgürtel rund um Wien,
sondern auch darüber hinaus.

Gerade in den ländlichen Regio-
nen sind die regionalen Banken
fest im gesellschaftlichen Leben
verankert. Hat sich diese Verbun-
denheit in den Krisenzeiten ver-
ringert?
Karl: Diese Kreditinstitute sind
in den Bereichen Karitatives,
Kunst, Kultur, Sport als Sponso-
ren ungebrochen aktiv. 2021
wurden trotz Pandemie über

8,5 Millionen Euro dafür ausge-
geben. Dabei geht mit über zwei
Millionen Euro der größte Teil
zu Kunst, Kultur und Brauch-
tum, zu Kommunales, Infra-
struktur und Sicherheit 1,3 Mil-
lionen und dann kommt schon
der Sport mit 1,27 Millionen.
Über 1,1 Millionen Euro fließen
in den Bereich Karitatives und
Soziales, der Rest geht zu Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung
sowie Umwelt und Jugend. Das
sind ausschließlich Ausgaben
der Kreditinstitute für genau
diese Zwecke. Das macht keine
Digitalbank und auch keine
überregionale Bank in diesem
Ausmaß. Zum Glück haben wir
in NÖ einen starken regional
organisierten Bankensektor.

„Mehr als die Hälfte der
Zinsbindungen bei Wohn-
baukrediten ist fix. Diese
Personen haben keine Ver-
änderung zu erwarten“,
gibt Reinhard Karl, Banken-
sprecher der Wirtschafts-
kammer NÖ, Entwarnung
für jeden zweiten Kredit-
nehmer.
Foto: Eva Kelety

Die Nutzung von
Online-Banking und
Zahlen per Karte
hat deutlich
zugenommen.
Reinhard Karl, WKNÖ-Obmann
Sparte Bank und Versicherung
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EU-Taxonomie:
Challenge und Chance
Durch den European Green Deal sollen Finanzströme hin zu nachhaltigeren Projekten
gelenkt werden. Um Etikettenschwindel bei der Nachhaltigkeit zu unterbinden,
wurde die Taxonomie-Verordnung erlassen.
Von Gaby Schätzle

„Die regulatorischen Anforde-
rungen an die Unternehmen
sind hoch, Großunternehmen
haben Mitarbeitende in dem Be-
reich ausgebildet bzw. neu ange-
stellt, die Beratungsbranche
boomt. Das große Thema ist die
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Foto: OeKB/Christina Häusler

Foto: Shutterstock.com/Romolo Tavani

„Der Druck auf die Betriebe
steigt immer mehr“
WKNÖ-Präsident Wolfgang Ecker plädiert dafür, dass Projekte von Unternehmen zur
Energieversorgung rasch, unbürokratisch und rechtssicher durchgeführt werden müssen.
Von Christiane Buchecker

NÖN: Wie ist die aktuelle Stim-
mung bei den Unternehmerinnen
und Unternehmern in Nieder-
österreich? Wie sehen die Prog-
nosen aus?
Wolfgang Ecker: Viele unserer
Betriebe müssen noch die Aus-
wirkungen der Pandemie ver-
kraften. Gleichzeitig schlagen
die Folgen des russischen Krie-
ges in der Ukraine sowie Teue-
rung, unsichere Lieferketten
und die Energiekrise voll auf die
Unternehmen durch. Der Druck
auf die Betriebe steigt immer
mehr, wie das aktuelle WKNÖ-
Wirtschaftsbarometer bestätigt.
Schon 40 Prozent rechnen mit
sinkenden Investitionen und
nur 16 Prozent sehen steigende
Investitionen. Bei jenen Betrie-
ben, die in den nächsten zwölf
Monaten Investitionen planen,
liegen Investitionen in Ökologie
und Nachhaltigkeit ganz vorne.
Sieben von zehn investierenden
Unternehmen werden in diesem
Bereich aktiv. Das zeigt, wie sehr
sich die Betriebe im Bereich er-
neuerbarer Energien jetzt und in
Zukunft engagieren. Das heißt
aber auch, dass man ihnen da-
bei nicht Steine in den Weg le-
gen darf. Projekte zur Energie-
versorgung müssen rasch, un-
bürokratisch und rechtssicher
durchgeführt werden können
und dürfen nicht durch über-
lange Verfahren blockiert wer-
den.

Wie schwer trifft die Banken und
Versicherungen die teure Ener-
gie?
Ecker: Von den hohen Preisen
sind alle Branchen betroffen,
auch unsere Banken und Versi-
cherungen. Mit produzierenden
Betrieben ist dies zwar nicht zu
vergleichen, dennoch trifft auch
sie die Teuerung. Gleichzeitig

unternehmen sie, wie schon bei
der Corona-Pandemie, auch bei
der Energiekrise alles, um die
Liquidität der Unternehmen am
Laufen zu halten. Kurzum: Die
Banken sind die Partner unserer
Unternehmerinnen und Unter-
nehmer!

Auch Fachkräfte sind derzeit lei-
der schwer zu finden, auch bei
den Banken?
Ecker: Auch hier sehen wir einen
großen Bedarf an Fachkräften,
wie auch in allen anderen Bran-
chen. Die Sparte Bank und Ver-
sicherung der Wirtschaftskam-
mer NÖ hat daher die Kampag-
ne www.sogehtzukunft.at ins Leben
gerufen. Diese breite und ju-
gendlich-frische Kampagne der
niederösterreichischen Banken
und Versicherungen läuft auf
vollen Touren. Die Testimonials
in den Sujets der Kampagne
sind junge niederösterreichische
Beschäftigte aus der Branche. Sie
machen Lust auf die vielfältigen
Möglichkeiten und Karriere-
chancen.

Die Banken und Versicherungen
sind Vorreiter im Bereich Digitali-
sierung. Wie weit ist die Digi-
talisierung in der niederösterrei-
chischen Wirtschaft fortgeschrit-
ten?
Ecker: An der Digitalisierung
führt kein Weg vorbei. Das wis-
sen auch unsere Unternehmen,
bestätigt eine aktuelle Befragung
von Betrieben aller Größen und
Branchen. Für 71 Prozent ist
Digitalisierung bereits eine
Selbstverständlichkeit. Beson-
ders erfreulich ist, dass sich
81 Prozent sicher sind, mit digi-
talen Lösungen ihre Effizienz
und Produktivität verbessern zu
können. Das bringt Wettbe-
werbsvorteile und steigende
Kosten können abgefedert wer-
den. Einen guten Überblick über

aktuelle Trends und technologi-
sche Entwicklungen bietet die
Innovationmap der Wirtschafts-
kammern. Verlinkt auf der
Website unserer Technologie-
und InnovationsPartner NÖ
(www.tip-noe.at) zeigt diese in-
teraktive Landkarte 105 Techno-

logien, die bis 2035 wichtige
Branchen beeinflussen und
prägen werden. Ich empfehle
außerdem das Weiterbildungs-
angebot unseres WIFI, rund
1.000 Kurse werden mittlerweile
im Bereich Digitalisierung ange-
boten!

„Die Sparte Bank und Versicherung der Wirtschaftskammer NÖ hat die
Kampagne www.sogehtzukunft.at ins Leben gerufen. Sie soll Jugendlichen
Lust auf eine Lehre machen“, so WKNÖ-Präsident Wolfgang Ecker.
Foto: Rita Newman

Informationen
Datenverfügbarkeit für Banken
und Unternehmen:
OeKB > ESG Data Hub
(https://oekb-esgdatahub.com)
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„Finanzbildung hilft, die Welt besser zu verstehen“
besser treffen zu können und gar
ist Finanzwissen unumgänglich. 

Um alltägliche finanzielle Entscheidungen
nicht erst in die Schuldenfalle zu tappen,

Von Sophie Kronberger

Wie funktioniert eigentlich eine
Bank, was ist ein Girokonto und
muss ich beim Bausparer gleich
ein Haus bauen? Diese Fragen
kommen immer wieder auf und
das nicht nur bei jungen Men-
schen, sondern in der Gesamt-
bevölkerung. „Das Wissen vieler
Österreicher zu finanziellen
Themen bleibt an der Oberflä-
che“, meint Bettina Fuhrmann,
Leiterin des Instituts für Wirt-
schaftspädagogik an der Wirt-
schaftsuniversität Wien. Sie
forscht seit vielen Jahren zu Fi-
nanz- und Wirtschaftsbildung
und weiß: „Da ist noch viel Luft
nach oben.“

Bei Fragen zu Inflation sind
rund 30 Prozent der Befragten
ratlos, bei Fragen zu Wechsel-
kursen sind es sogar 50 Prozent.
Beim Bereich Schulden ist vie-
len nicht bewusst, dass das
Überziehen des Kontos auch ein
Kredit ist. Die Österreicher wis-
sen zwar größtenteils, was Zin-
sen sind, aber was Zinseszinsen
sind, wissen viele nicht und
können sich auch nichts vorstel-
len. Und das mangelnde Wissen
der Österreicher hat gravierende
Auswirkungen. Seit Jahren steigt
die Zahl der Schuldner, auch die
Anzahl der jungen Menschen
unter 30, die eine Schuldnerbe-
ratung in Anspruch nehmen,
wird immer mehr. Um dem ent-
gegenzuwirken, ist Finanzbil-
dung unumgänglich.

Bei Finanzbildung geht es dar-
um, Wissen sowie bestimmte
Fähigkeiten und Fertigkeiten zu
haben, um die finanziellen Her-
ausforderungen im Alltag meis-
tern zu können. Es geht aber
auch darum, die Hintergründe
zu verstehen. „Finanzbildung
hilft, die Welt, in der wir leben,
besser zu verstehen“, meint Pro-
fessorin Bettina Fuhrmann.
Denn die Welt wird immer
komplizierter, besonders in den
letzten Jahrzehnten hat sich vie-
les verändert. Zahlreiche neue
Zahlungsmethoden und Kredit-
möglichkeiten sind dazugekom-
men und die Digitalisierung hat
vieles verändert. „Die Anforde-

rungen an den modernen Men-
schen sind extrem gestiegen, er
muss viel mehr wissen, um bei
den täglichen finanziellen Ent-
scheidungen die Oberhand zu
haben“, sagt die WU-Professo-
rin.

Ersichtlich ist jedenfalls auch,
dass das Interesse bei jungen
Menschen da ist, Jugendliche
haben einen großen Hunger
nach Finanzwissen: Laut dem
Jugendfinanzbericht von YEP
haben rund zwei Drittel der 14-
bis 20-Jährigen enormen Auf-
holbedarf und fordern selbst
mehr finanzielle Bildung.

Mehr Finanzwissen
an Schulen
Ab dem Schuljahr 2023/2024

soll Finanzwissen auch an Schu-
len mehr Bedeutung bekom-
men. Ein eigenes Schulfach wird
es nicht geben, das Thema soll
fächerübergreifend umgesetzt
werden, und zwar an Volks-,
Sonder-, Mittelschulen und
AHS-Unterstufen gleicherma-
ßen. Im Mathematik-Unterricht
sowie in Geografie und Wirt-
schaftskunde, aber auch in den
lebenden Fremdsprachen soll
Finanzwissen ein Thema wer-
den. Die Professorin schlägt zu-
sätzlich vor, Themen, die etwa
in der 1. Klasse besprochen wer-
den, in der 3. oder 4. Klasse
nochmals zu wiederholen.
Denn je älter die Schüler sind,
desto mehr Erfahrung und Ver-
ständnis haben sie, um das
komplexe Thema Finanzen auch
zu begreifen.

Erfolgsstory „FiRi“ an
Handelsakademien
An berufsbildenden höheren

Schulen gibt es seit 2005 ein
Vorzeigeprojekt, das sich FiRi
nennt. Finanz- und Risikoma-
nagement (FiRi) ist eine Spezia-
lisierung an Handelsakademien,
die mittlerweile in fünf Bundes-
ländern, darunter auch Nieder-
österreich, angeboten wird. An
drei HAKs, nämlich Zwettl, Wie-
ner Neustadt und St. Pölten, so-
wie an der AULB Stockerau kön-

nen Schüler das FiRi-Zertifikat
erlangen. Das hilft ihnen nicht
nur im Privatleben, sondern
auch im zukünftigen Job. Das
zeigen zahlreiche Erfolgsstorys
von HAK-Absolventen und -Ab-
solventinnen, die nach ihrem
Abschluss einen guten Job ergat-
tern können, einerseits durch

ihr Wissen, andererseits durch
Kontakte, die sie durch das Zer-
tifikat knüpfen können. Beim
„WU OeNB Research Talent
Award“ werden außerdem Ab-
schlussarbeiten zu einem Geld-
oder Finanzwirtschaftsthema
prämiert, hier werden immer
wieder auch Schüler ausgezeich-

net, die eine Arbeit im Rahmen
von FiRi geschrieben haben.
Auch AHS-Schüler können ihre
Arbeiten einreichen.

Bettina Fuhrmann, die in der
Fachjury des Awards sitzt, ist
von der Qualität der Arbeiten
begeistert: „Es sind oft sehr an-
spruchsvolle finanzwirtschaftli-

che Themen, mit denen sich die
Schüler beschäftigen, etwa Fi-
nanzierungsmodelle oder Kryp-
to-Assets.“ Es sei schön zu se-
hen, dass sich junge Menschen
in so komplexe Themen vertie-
fen, sagt sie. Prämiert werden
jährlich die besten Arbeiten mit
300 bis 800 Euro.

Ein weiteres Projekt, das Fi-
nanzwissen an Schulen bringen
soll, sind die Finanzbildungs-
coaches. „Seit gut zehn Jahren
ist Finanzbildung ein Schwer-
punkt an der Wirtschaftsuniver-
sität Wien. Ich habe gesehen,
dass aufseiten meiner Studieren-
den der Wirtschaftspädagogik
sehr viel Know-how da ist.“ Stu-
dierende, die kurz vor ihrem Ab-
schluss stehen, werden nun im
Rahmen einer Initiative an Wie-
ner Schulen als Lehrkräfte für
Finanzbildung eingesetzt. Auf
Anfrage der Schule wird ein ei-
genes Konzept ausgearbeitet
und ausgesuchte Inhalte werden
dann unterrichtet. Der Bogen
spannt sich von Einnahmen
und Ausgaben bis hin zu Investi-
tionen und Finanzierungen.
Über die Website der WU kön-
nen Lehrer an Wiener Schulen
die Coaches anfragen. Überle-
gungen werden bereits getätigt,
dieses Angebot auch nach Nie-
derösterreich auszudehnen. Ers-
te Impulse in diese Richtung
gibt es bereits.

Je früher,
desto besser
Es spielen aber nicht nur

Schulen, sondern auch das El-
ternhaus eine Rolle für eine ge-
lungene Finanzbildung, ganz

nach dem Motto: je früher, des-
to besser. Ein guter Umgang mit
Geld, den die Eltern vorleben,
färbt natürlich auch auf das
Kind ab.

„Es macht Sinn, schon im
Volksschulalter mit Kindern
über Geld zu reden“, so Fuhr-
mann. Dafür gebe es viele An-
knüpfungspunkte, etwa das ei-
gene Taschengeld. „Zum Teil
entwickeln Kinder schon früh
fantasievolle Vorstellungen zum
Geld, und man kann mit ihnen
darüber reden, wofür man es
ausgeben kann und worauf man
aber auch verzichten muss kön-
nen.“ Sobald Kinder also erste
Fragen stellen, lässt sich hier
einhaken.

„Finanzbildung ist aus meiner
Sicht Lebensbildung. Es braucht
natürlich einerseits körperliche
Gesundheit für ein gelungenes
Leben, aber auch finanzielle Ge-
sundheit, denn finanzielle Prob-
leme können krank machen“,
weiß Bettina Fuhrmann.Foto: Shutterstock.com/ITTIGallery

Bettina Fuhrmann ist Leiterin des Instituts für Wirtschaftspädagogik an der
Wirtschaftsuniversität Wien und forscht zur Finanzbildung.
Foto: Raimo Rumpler/WU
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von FiRi geschrieben haben.
Auch AHS-Schüler können ihre
Arbeiten einreichen.

Bettina Fuhrmann, die in der
Fachjury des Awards sitzt, ist
von der Qualität der Arbeiten
begeistert: „Es sind oft sehr an-
spruchsvolle finanzwirtschaftli-

che Themen, mit denen sich die
Schüler beschäftigen, etwa Fi-
nanzierungsmodelle oder Kryp-
to-Assets.“ Es sei schön zu se-
hen, dass sich junge Menschen
in so komplexe Themen vertie-
fen, sagt sie. Prämiert werden
jährlich die besten Arbeiten mit
300 bis 800 Euro.

Ein weiteres Projekt, das Fi-
nanzwissen an Schulen bringen
soll, sind die Finanzbildungs-
coaches. „Seit gut zehn Jahren
ist Finanzbildung ein Schwer-
punkt an der Wirtschaftsuniver-
sität Wien. Ich habe gesehen,
dass aufseiten meiner Studieren-
den der Wirtschaftspädagogik
sehr viel Know-how da ist.“ Stu-
dierende, die kurz vor ihrem Ab-
schluss stehen, werden nun im
Rahmen einer Initiative an Wie-
ner Schulen als Lehrkräfte für
Finanzbildung eingesetzt. Auf
Anfrage der Schule wird ein ei-
genes Konzept ausgearbeitet
und ausgesuchte Inhalte werden
dann unterrichtet. Der Bogen
spannt sich von Einnahmen
und Ausgaben bis hin zu Investi-
tionen und Finanzierungen.
Über die Website der WU kön-
nen Lehrer an Wiener Schulen
die Coaches anfragen. Überle-
gungen werden bereits getätigt,
dieses Angebot auch nach Nie-
derösterreich auszudehnen. Ers-
te Impulse in diese Richtung
gibt es bereits.

Je früher,
desto besser
Es spielen aber nicht nur

Schulen, sondern auch das El-
ternhaus eine Rolle für eine ge-
lungene Finanzbildung, ganz

nach dem Motto: je früher, des-
to besser. Ein guter Umgang mit
Geld, den die Eltern vorleben,
färbt natürlich auch auf das
Kind ab.

„Es macht Sinn, schon im
Volksschulalter mit Kindern
über Geld zu reden“, so Fuhr-
mann. Dafür gebe es viele An-
knüpfungspunkte, etwa das ei-
gene Taschengeld. „Zum Teil
entwickeln Kinder schon früh
fantasievolle Vorstellungen zum
Geld, und man kann mit ihnen
darüber reden, wofür man es
ausgeben kann und worauf man
aber auch verzichten muss kön-
nen.“ Sobald Kinder also erste
Fragen stellen, lässt sich hier
einhaken.

„Finanzbildung ist aus meiner
Sicht Lebensbildung. Es braucht
natürlich einerseits körperliche
Gesundheit für ein gelungenes
Leben, aber auch finanzielle Ge-
sundheit, denn finanzielle Prob-
leme können krank machen“,
weiß Bettina Fuhrmann.Foto: Shutterstock.com/ITTIGallery

Bettina Fuhrmann ist Leiterin des Instituts für Wirtschaftspädagogik an der
Wirtschaftsuniversität Wien und forscht zur Finanzbildung.
Foto: Raimo Rumpler/WU

Mehr Infos
https://www.wu.ac.at/
wipaed/uni-schule-ges/
finanzbildungscoaches

www.firi.at
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Der Weltspartag

Der Weltspartag ist nicht immer
am 31. Oktober: Manchmal wird
der Weltspartag auf den letzten
Arbeitstag davor verschoben,
wenn der 31. Oktober auf das
Wochenende fällt. Sinn dahinter
ist ja, dass die Banken und Spar-
kassen geöffnet haben.
Der Weltspartag wurde 1924 am
Internationalen Sparkassenkon-

gress in Mailand beschlossen. Da-
vor war das Weltsparkasseninstitut
gegründet worden. Der damalige
Direktor Filippo Ravizza war an der
Gründung des Weltspartages be-
teiligt. Schon damals war es der
ursprüngliche Sinn des Tages,
Menschen auf der ganzen Welt
den Wert des Sparens näherzu-
bringen.

Foto: Shutterstock.com/Alexander Limbach

Umwelt
277.143 €

Sonstige 
Leistungen

1.027.733 €
Karikativ,
Soziales

1.123.194 €

Bildung, 
Wissenschaft,

Forschung 
473.656 €

Kommunal, 
Infrastruktur, 

Sicherheit 
1.343.066 €

Sport 
1.266.707 €

Jugend
924.040 €

Kunst, Kultur, 
Brauchtum

2.071.956 €

Qu
el

le
: W

KN
Ö;

 Il
lu

st
ra

tio
n:

 B
al

oo
th

eb
ea

r/
sh

ut
te

rs
to

ck
.c

om
; N

ÖN
-G

ra
�k

: G
as

te
gg

er

CSR (Corporate Social Responsibility) 
ist die freiwillige Wahrnehmung 
sozialer und ökologischer 
Verantwortung durch Unternehmen.
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12%
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15%
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11%
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24%

24%

Gesamt
8.507.496 €

Neue Regeln für
Wohnbaukredite

Neben steigenden Immobilien-
preisen und Baukosten stehen
„Häuslbauer“ im ganzen Land
vor einer weiteren Herausforde-
rung. Die neu in Kraft getretene

Kreditvergabeverordnung der Fi-
nanzmarktaufsicht (FMA) er-
schwert es nämlich vielen, die
notwendigen Voraussetzungen
für einen Wohnkredit zu erfül-

len. Warum? Ab einem Kredit
von über 50.000 Euro brauchen
Kreditnehmer nun 20 Prozent
Eigenmittelquote. Außerdem
dürfen nicht mehr als 40 Pro-
zent des Haushalts-Netto-Ein-
kommens für das Abzahlen von
Kreditraten aufgewendet werden
und die maximale Kreditlaufzeit
beträgt 35 Jahre. Diese Regelun-
gen wurden Banken bis dato
zwar bereits empfohlen, sind
durch die neue Verordnung jetzt
allerdings verpflichtend.

Neu: Niederösterreich
bürgt für Häuslbauer
„Das Eigenheim muss weiter-

hin leistbar bleiben, denn Ei-
gentum ist die beste Altersvor-
sorge und schützt vor Altersar-
mut“, sagte Landeshauptfrau Jo-
hanna Mikl-Leitner kürzlich im
Zuge eines Pressegespräches im
Palais Niederösterreich in Wien.
Gemeinsam mit Landesrat Mar-
tin Eichtinger und den Banken-
vertretern Michael Höllerer (Ge-
neraldirektor der Raiffeisenlan-
desbank NÖ-Wien), Wolfgang
Viehauser (Vorstand der HYPO
NOE Landesbank) und Gerda
Holzinger-Burgstaller (Vor-
standsvorsitzende Erste Bank)
präsentierte sie zwei konkrete
Maßnahmen seitens des Landes

NÖ, zwei Lösungsansätze, die
sich an die Bundesebene rich-
ten, sowie eine klare Forderung
an die Finanzmarktaufsicht
(FMA). Heißt im Detail: „Wir
halten die neue Richtlinie der
FMA für überbordend“, konkre-
tisierte Mikl-Leitner dazu: „Vie-
len Menschen wird dadurch die
Chance auf ein Eigenheim ge-
nommen.“ Sie forderte daher
die Finanzmarktaufsicht auf,
„diese Verordnung, die mit
1. August in Kraft getreten ist, zu
überprüfen, ob diese nicht redi-
mensioniert werden sollte.“

Darüber hinaus werde es auch
konkrete Maßnahmen seitens
des Landes geben, kündigte die
Landeshauptfrau weiters an. So
werde man die Landsleute beim
erstmaligen Eigentumserwerb
mit einer Haftungsübernahme
beim Eigenmittelanteil unter-
stützen. Zu diesem Zweck werde
das Land Niederösterreich zu-
künftig bei der Aufbringung der
Eigenmittelquote eine Haf-
tungsübernahme von fünf Pro-
zent anbieten, damit wird die
Eigenmittelquote auf 15 Prozent
reduziert. Die Haftung werde
mit 30.000 Euro gedeckelt. Ziel
sei hier ein Inkrafttreten mit
spätestens 1. Jänner 2023.

Als zweite Maßnahme des
Landes werde man die Laufzeit
von Landesdarlehen für die Er-
richtung von Eigenheimen von
derzeit 27,5 auf 34,5 Jahre aus-
dehnen, wenn der Wunsch sei-
tens des Fördernehmers gege-
ben ist.

Mit zwei konkreten Lösungs-
ansätzen richtete sich Mikl-Leit-
ner an den Bund: „Wir fordern
erstens die Wiedereinführung
der Absetzbarkeit von Ausgaben
zur Wohnraumschaffung. Denn
bis 2020 konnten Ausgaben zur
Wohnraumschaffung als Son-
derausgabe geltend gemacht
werden. Zweitens fordern wir
den Entfall der Gebühren bei
der Eintragung ins Grundbuch
sowie der Gebühr für die Eintra-
gung eines Pfandrechts.“

Turbulente Zeiten
für „Häuslbauer“.

Foto: Shutterstock.com/Golden_Hind
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„Der Euro ist eine Erfolgsgeschichte“
die Zukunft von Bargeld und die Maßnahmen gegen die hohe Inflation.Nationalbank-Vize-Gouverneur Gottfried Haber über die Bilanz nach 20 Jahren Euro,

Von Daniel Lohninger
und Walter Fahrnberger                   

NÖN: Der Euro ist gerade sehr un-
ter Druck, ist auf einem zwanzig-
jährigen Tiefststand. Muss man
sich Sorgen um die Stabilität der
Währung machen?
Gottfried Haber: Man muss sich
keine Sorgen machen. Der Euro
war und ist in Summe in der ge-
samten Zeit seines Bestehens ei-
ne der wertstabilsten Währun-
gen der Welt – er ist eine Er-
folgsgeschichte. Die hohen In-
flationsraten sind kein Euro-Pro-
blem, sondern ein Problem, das
durch die Pandemie und durch
geopolitische Verwerfungen ent-
standen ist. Mit dem Phänomen
haben die Amerikaner genauso
zu kämpfen wie wir in Europa
und anderswo. Die Frage, wie
sich das Verhältnis des Euro ge-
genüber dem Dollar entwickelt,
ist auch eine Frage der Wirt-
schaftsaussichten und der Zins-
und Geldpolitik. Immer, wenn
die Amerikanische Notenbank
weitere Zinsschritte setzt, führt
das dazu, dass der Dollar ein
wenig Aufwind bekommt, und
wenn die Europäische Zentral-
bank einen Zinsschritt macht,
führt das dazu, dass der Euro
Aufwind bekommt. Als der Euro
gestartet hat, war er auch in der
Nähe einer Dollar-Parität. Der
Vorteil, wenn der Euro etwas ab-
gewertet wird, ist, dass wir kon-
kurrenzfähiger werden auf den
Exportmärkten. Das hat also
positive Effekte auf die europäi-
sche Wirtschaft.

Also ist es gut, wenn der Euro
weniger wert ist als der Dollar?
Haber: Für den Export ja, für den
Import nein. An sich signalisiert
der Wert einer Währung ein ge-
wisses Vertrauen in diese Wäh-
rung – eigentlich in den Wirt-
schaftsraum. Und natürlich ist
Europa aufgrund der Nähe zum
Russland-Ukraine-Krieg stärker
betroffen als die USA. Daher
wird die europäische Wirtschaft
insgesamt mit größeren Unsi-
cherheiten gesehen.

Die Herausforderung des Euro ist,
dass Europa ein sehr unterschied-
licher Wirtschaftsraum ist, in dem
man mit Abwertungen aber nicht
gegensteuern kann.
Haber: Eine gemeinsame Wäh-
rung führt dazu, dass ich Abwer-
tungen nicht mehr als Anpas-
sungsinstrument habe. Das hat
auch dazu geführt, dass sich die
Zinssätze in den einzelnen euro-
päischen Ländern sehr angegli-
chen haben. Der Vorteil ist die
große Konvergenz, dass ich die
Entkoppelung von Wirtschafts-
räumen nicht mehr habe. An-
fangs gab es ja die Idee eines
Europas der zwei Geschwindig-
keiten – also, dass nur Kernlän-
der, Deutschland, Niederlande,
Österreich und ein paar andere,
den Euro haben. Die Realität hat

gezeigt, dass der Euro nicht nur
ein Resultat von Konvergenz ist
und sein muss, sondern dass
eben auch eine gemeinsame
Währung zu einer gewissen
Konvergenz des Wirtschaftssys-
tems in den einzelnen Ländern
führt. Also es hat auch den Vor-
teil, dass die wirtschaftliche In-
tegration Europas vorangeschrit-
ten ist: dass Preise vergleichbar
sind, dass der Wettbewerb trans-
parenter wird, dass Konsumen-
tinnen und Konsumenten billi-
gere Produkte kriegen.

Vor Wochen gab es ein Volks-
begehren zur „uneingeschränkten
Bargeldzahlung“, das über
530.000 Bürgerinnen und Bürger
unterzeichnet haben. Hat Sie die-
se große Zustimmung überrascht?

Haber: Das hat mich nicht über-
rascht, weil die Österreicherin-
nen und Österreicher diese
Wahlfreiheit besonders schät-
zen. Wahlfreiheit heißt eben,
dass es beides gibt. Bargeld als
Zahlungsmittel und den un-
baren Zahlungsverkehr. Übli-
cherweise kommt da raus, dass
schon eine große Mehrheit sagt,
wir wollen beides.

Also wird Bargeld in Österreich
nicht verschwinden?
Haber: Ja. In Österreich haben
die Menschen eine besonders
hohe Affinität zum Bargeld, aber
auch in ganz Europa gibt es kei-
nen Zweifel daran, dass Bargeld
als ein Zahlungsmittel jedenfalls
Bestand haben wird. Es kommt
auch immer wieder die Frage,
wie ist denn sichergestellt, dass
das Bargeld nicht abgeschafft
wird? Da braucht es eine Ein-
stimmigkeit in der Europäi-
schen Union dafür. Die wird es
nicht geben. Solange die Men-
schen Bargeld verwenden wol-
len, und das wollen sie, so lange
wird es Bargeld geben.

Warum glauben Sie, dass das
Bargeld für viele Menschen
einen so hohen Stellenwert hat?
Haber: Ich glaube, das sind kul-
turelle, traditionelle Fragestel-
lungen, aber auch psychologi-
sche Faktoren. Wenn wir digita-
le Dienstleistungen in einem
digitalen Raum kaufen, ist das
natürlich kein Anwendungsfall
für Bargeld. Auch die Pandemie
hat dazu geführt, dass es mehr
Versandhandel gibt – die Zahl
der Bargeldzahlung ist aber
quasi gleich geblieben. Das, was
an Transaktionen dazugekom-
men ist, war dann sehr stark
bargeldlos. Das heißt, der
Anteil von Bargeldzahlungen
hat sich reduziert, aber das
Volumen an Bargeldzahlungen
nicht.

Zur Inflation: Die Belastung für
die Bevölkerung wird immer grö-
ßer. Wo kann die Notenbank hier
eingreifen?

Haber: Die Geldwirtschaft ist ei-
ne Kernaufgabe der Notenban-
ken. Die Notenbanken haben
den Hebel, indem sie die Geld-
menge steuern. Das machen sie,
indem sie die Leitzinssätze fest-
setzen. Das ist das, was uns auch
in der öffentlichen Diskussion
beschäftigt. Die EZB hat ja be-
reits die Leitzinssätze in ver-
schiedenen Schritten erhöht,
zuletzt um 0,75 Prozentpunkte.
Sie hat angekündigt, auch wei-
terhin konsequent Schritte zu
setzen, solange sich die Infla-
tion nicht in Richtung des Ziel-
wertes von zwei Prozent stabili-
siert hat. Man muss aber dazu
sagen, dass die derzeit hohe
Inflation durch importierte
Inflation begonnen hat. Es sind
Energiepreise, Nahrungsmittel-
preise vor allem durch das, was
sich in der Ukraine abspielt, ge-
stiegen. Mittlerweile kommt die
Inflation aber auch breiter in
der Wirtschaft an, es gibt auch
inländische Inflation. Man
muss aber bedenken, dass ein
Schritt der Notenbank erst zwölf
bis achtzehn Monate später Wir-
kung zeigt. Daher darf man
auch nicht hoffen, dass die In-
flation morgen vorbei ist, egal,
was die EZB macht.

In Österreich versucht die Regie-
rung, in erster Linie mit Finanzhil-

fen gegenzusteuern. Ist das eine
richtige Vorgehensweise – zumal
das ja die Inflation sogar noch be-
feuern könnte?
Haber: Wenn importierte Infla-
tion da ist, heißt das, dass wir
alle leider real ärmer werden. 
Da hat weder die Notenbank
noch eine Regierung die Mög-
lichkeit, diesen Schaden voll-
kommen ungeschehen zu ma-
chen. Was Regierungen, Natio-
nalstaaten oder auch eine Euro-
päische Union manchen kön-
nen, ist: Man kann versuchen
zu verhindern, dass diese Infla-
tion zu sozialpolitischen Proble-
men führt. Man kann versu-
chen, den Schaden dort zu lin-
dern, wo er besonders wehtut.
Da ist es wichtig, dass alle Staa-
ten die richtige Balance finden.
Die Maßnahmen sollen zielge-
richtet sein, vorübergehend sein
und sie sollen das Preisgefüge
nicht zu stark stören.

Das heißt, eine Steuersenkung
wäre keine adäquate Maßnahme?
Haber: Die richtige Skalierung zu
finden ist sehr schwer. Wenn
man punktuell unterstützt und
insgesamt damit nicht allzu viel
zusätzliches Geld in den Wirt-
schaftskreislauf pumpt, noch
dazu auf Schulden, kann man
die Verteilungsproblematik und
die soziale Problematik adressie-

ren. Wenn man zu stark auf das
Gießkannen-Prinzip setzt, be-
kommen die Menschen zwar
mehr Geld, aber man erhöht
damit auch die Inflation. Man
würde damit Öl ins Feuer gie-
ßen.

Gießt Österreich Öl ins Feuer?
Haber: Die Einschätzung der in-
ternationalen Institutionen ist,
dass Österreich bei diesen drei
Kriterien „zielgerichtet, vorüber-
gehend/befristet und nicht ver-
zerrend bei den Preisen“ die
Skalierung relativ gut erwischt.
Aber ich glaube, in allen Län-
dern dieser Welt haben wir das
Problem, dass es extrem schwie-
rig ist, genau diesen richtigen
Punkt zu finden.

In den letzten Jahren sind Krypto-
währungen populärer geworden.
Ist das eine Entwicklung, die Zu-
kunft hat?
Haber: Beim Wort „Kryptowäh-
rungen“ bekommen Notenban-
ker Gänsehaut. Das sind keine
Währungen. Wir sagen deshalb
Krypto-Assets dazu, weil wir da-
mit auch klarmachen wollen,
dass sie nicht wie Währungen
wie der Dollar oder Euro Wert-
stabilität haben und man damit
etwas bezahlen kann. Krypto-
Assets haben enorme Wert-
schwankungen und sind daher

als Zahlungsmittel nicht geeig-
net. Es sind Wertanlagen, die
ihren Wert allerdings aus-
schließlich daraus beziehen,
dass jemand sagt, das ist Geld.
Im Unterschied zu Währungen,
bei denen das Gesetz sicher-
stellt, dass man sie als Zahlungs-
mittel verwenden kann.

Was wäre Ihrer Meinung nach
aktuell die beste Veranlagungs-
form?
Haber: Es ist im Moment sehr
schwierig, weil in Zeiten steigen-
der Zinssätze Anleihen in der
Regel eher Kursverluste aufwei-
sen. Wenn man auf der anderen
Seite in Aktien geht, gibt es gera-
de jetzt auch gewisse Risiken. In
Zeiten der Unsicherheit, wo wir
aus einer Pandemie herauskom-
men, erfreut sich Gold einer
sehr hohen Beliebtheit als Si-
cherheitsreserve. Da ist aber die
Frage, ob der richtige Zeitpunkt
ist, um jetzt einzusteigen oder
ob der Wert schon sehr hoch ist
und sinken wird. Im Moment ist
es tatsächlich nicht leicht zu
veranlagen. Aber auch hier gilt:
Für jeden wird eine andere Ver-
anlagungsform oder besser ge-
sagt ein Mix aus Veranlagungs-
formen das Richtige sein. Das
hängt auch davon, wann und ob
man das veranlagte Geld
braucht.

Nationalbank-Vize-Gouverneur Gottfried Haber über die Zukunft des
Bargelds: „Solange die Menschen Bargeld verwenden wollen, so lange
wird es Bargeld geben.“ Foto: Erich Marschik
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„Red ma übern Euro!“
Vor 20 Jahren wurde am 1. Jänner
2002 in zwölf EU-Mitgliedstaaten
das Euro-Bargeld eingeführt. Ein
historischer Moment und der Ab-
schluss eines gewaltigen Projektes.

Doch der Euro wird immer noch
unterschiedlich wahrgenommen.
Grund genug für die Oesterreichi-
sche Nationalbank in Kooperation
mit den Niederösterreichischen
Nachrichten im Rahmen des Natio-
nalbank-Forums „Red ma übern
Euro!“ darüber zu diskutieren.
OeNB-Vize-Gouverneur Gottfried
Haber stand den beiden NÖN-Chef-

redakteuren Daniel Lohninger und
Walter Fahrnberger (beide führten
mit dem Finanzexperten auch obi-
ges Interview) und dem Publikum
Rede und Antwort. Themen waren
unter anderem der Stellenwert des
Bargeldes im Alltag, die aktuellen
Preissteigerungen, der Trend zum
digitalen Bezahlen und die Vertrau-
enswürdigkeit von Krypto-Assets
wie Bitcoin und Co.

Weitere spannende Informationen
zum Thema wie „Vorteile des Euro“
und „Der Euro in Zahlen“ findet man
auf www.euroat20.at Fo
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„Der Euro ist eine Erfolgsgeschichte“
die Zukunft von Bargeld und die Maßnahmen gegen die hohe Inflation.Nationalbank-Vize-Gouverneur Gottfried Haber über die Bilanz nach 20 Jahren Euro,

Von Daniel Lohninger
und Walter Fahrnberger                   

NÖN: Der Euro ist gerade sehr un-
ter Druck, ist auf einem zwanzig-
jährigen Tiefststand. Muss man
sich Sorgen um die Stabilität der
Währung machen?
Gottfried Haber: Man muss sich
keine Sorgen machen. Der Euro
war und ist in Summe in der ge-
samten Zeit seines Bestehens ei-
ne der wertstabilsten Währun-
gen der Welt – er ist eine Er-
folgsgeschichte. Die hohen In-
flationsraten sind kein Euro-Pro-
blem, sondern ein Problem, das
durch die Pandemie und durch
geopolitische Verwerfungen ent-
standen ist. Mit dem Phänomen
haben die Amerikaner genauso
zu kämpfen wie wir in Europa
und anderswo. Die Frage, wie
sich das Verhältnis des Euro ge-
genüber dem Dollar entwickelt,
ist auch eine Frage der Wirt-
schaftsaussichten und der Zins-
und Geldpolitik. Immer, wenn
die Amerikanische Notenbank
weitere Zinsschritte setzt, führt
das dazu, dass der Dollar ein
wenig Aufwind bekommt, und
wenn die Europäische Zentral-
bank einen Zinsschritt macht,
führt das dazu, dass der Euro
Aufwind bekommt. Als der Euro
gestartet hat, war er auch in der
Nähe einer Dollar-Parität. Der
Vorteil, wenn der Euro etwas ab-
gewertet wird, ist, dass wir kon-
kurrenzfähiger werden auf den
Exportmärkten. Das hat also
positive Effekte auf die europäi-
sche Wirtschaft.

Also ist es gut, wenn der Euro
weniger wert ist als der Dollar?
Haber: Für den Export ja, für den
Import nein. An sich signalisiert
der Wert einer Währung ein ge-
wisses Vertrauen in diese Wäh-
rung – eigentlich in den Wirt-
schaftsraum. Und natürlich ist
Europa aufgrund der Nähe zum
Russland-Ukraine-Krieg stärker
betroffen als die USA. Daher
wird die europäische Wirtschaft
insgesamt mit größeren Unsi-
cherheiten gesehen.

Die Herausforderung des Euro ist,
dass Europa ein sehr unterschied-
licher Wirtschaftsraum ist, in dem
man mit Abwertungen aber nicht
gegensteuern kann.
Haber: Eine gemeinsame Wäh-
rung führt dazu, dass ich Abwer-
tungen nicht mehr als Anpas-
sungsinstrument habe. Das hat
auch dazu geführt, dass sich die
Zinssätze in den einzelnen euro-
päischen Ländern sehr angegli-
chen haben. Der Vorteil ist die
große Konvergenz, dass ich die
Entkoppelung von Wirtschafts-
räumen nicht mehr habe. An-
fangs gab es ja die Idee eines
Europas der zwei Geschwindig-
keiten – also, dass nur Kernlän-
der, Deutschland, Niederlande,
Österreich und ein paar andere,
den Euro haben. Die Realität hat

gezeigt, dass der Euro nicht nur
ein Resultat von Konvergenz ist
und sein muss, sondern dass
eben auch eine gemeinsame
Währung zu einer gewissen
Konvergenz des Wirtschaftssys-
tems in den einzelnen Ländern
führt. Also es hat auch den Vor-
teil, dass die wirtschaftliche In-
tegration Europas vorangeschrit-
ten ist: dass Preise vergleichbar
sind, dass der Wettbewerb trans-
parenter wird, dass Konsumen-
tinnen und Konsumenten billi-
gere Produkte kriegen.

Vor Wochen gab es ein Volks-
begehren zur „uneingeschränkten
Bargeldzahlung“, das über
530.000 Bürgerinnen und Bürger
unterzeichnet haben. Hat Sie die-
se große Zustimmung überrascht?

Haber: Das hat mich nicht über-
rascht, weil die Österreicherin-
nen und Österreicher diese
Wahlfreiheit besonders schät-
zen. Wahlfreiheit heißt eben,
dass es beides gibt. Bargeld als
Zahlungsmittel und den un-
baren Zahlungsverkehr. Übli-
cherweise kommt da raus, dass
schon eine große Mehrheit sagt,
wir wollen beides.

Also wird Bargeld in Österreich
nicht verschwinden?
Haber: Ja. In Österreich haben
die Menschen eine besonders
hohe Affinität zum Bargeld, aber
auch in ganz Europa gibt es kei-
nen Zweifel daran, dass Bargeld
als ein Zahlungsmittel jedenfalls
Bestand haben wird. Es kommt
auch immer wieder die Frage,
wie ist denn sichergestellt, dass
das Bargeld nicht abgeschafft
wird? Da braucht es eine Ein-
stimmigkeit in der Europäi-
schen Union dafür. Die wird es
nicht geben. Solange die Men-
schen Bargeld verwenden wol-
len, und das wollen sie, so lange
wird es Bargeld geben.

Warum glauben Sie, dass das
Bargeld für viele Menschen
einen so hohen Stellenwert hat?
Haber: Ich glaube, das sind kul-
turelle, traditionelle Fragestel-
lungen, aber auch psychologi-
sche Faktoren. Wenn wir digita-
le Dienstleistungen in einem
digitalen Raum kaufen, ist das
natürlich kein Anwendungsfall
für Bargeld. Auch die Pandemie
hat dazu geführt, dass es mehr
Versandhandel gibt – die Zahl
der Bargeldzahlung ist aber
quasi gleich geblieben. Das, was
an Transaktionen dazugekom-
men ist, war dann sehr stark
bargeldlos. Das heißt, der
Anteil von Bargeldzahlungen
hat sich reduziert, aber das
Volumen an Bargeldzahlungen
nicht.

Zur Inflation: Die Belastung für
die Bevölkerung wird immer grö-
ßer. Wo kann die Notenbank hier
eingreifen?

Haber: Die Geldwirtschaft ist ei-
ne Kernaufgabe der Notenban-
ken. Die Notenbanken haben
den Hebel, indem sie die Geld-
menge steuern. Das machen sie,
indem sie die Leitzinssätze fest-
setzen. Das ist das, was uns auch
in der öffentlichen Diskussion
beschäftigt. Die EZB hat ja be-
reits die Leitzinssätze in ver-
schiedenen Schritten erhöht,
zuletzt um 0,75 Prozentpunkte.
Sie hat angekündigt, auch wei-
terhin konsequent Schritte zu
setzen, solange sich die Infla-
tion nicht in Richtung des Ziel-
wertes von zwei Prozent stabili-
siert hat. Man muss aber dazu
sagen, dass die derzeit hohe
Inflation durch importierte
Inflation begonnen hat. Es sind
Energiepreise, Nahrungsmittel-
preise vor allem durch das, was
sich in der Ukraine abspielt, ge-
stiegen. Mittlerweile kommt die
Inflation aber auch breiter in
der Wirtschaft an, es gibt auch
inländische Inflation. Man
muss aber bedenken, dass ein
Schritt der Notenbank erst zwölf
bis achtzehn Monate später Wir-
kung zeigt. Daher darf man
auch nicht hoffen, dass die In-
flation morgen vorbei ist, egal,
was die EZB macht.

In Österreich versucht die Regie-
rung, in erster Linie mit Finanzhil-

fen gegenzusteuern. Ist das eine
richtige Vorgehensweise – zumal
das ja die Inflation sogar noch be-
feuern könnte?
Haber: Wenn importierte Infla-
tion da ist, heißt das, dass wir
alle leider real ärmer werden. 
Da hat weder die Notenbank
noch eine Regierung die Mög-
lichkeit, diesen Schaden voll-
kommen ungeschehen zu ma-
chen. Was Regierungen, Natio-
nalstaaten oder auch eine Euro-
päische Union manchen kön-
nen, ist: Man kann versuchen
zu verhindern, dass diese Infla-
tion zu sozialpolitischen Proble-
men führt. Man kann versu-
chen, den Schaden dort zu lin-
dern, wo er besonders wehtut.
Da ist es wichtig, dass alle Staa-
ten die richtige Balance finden.
Die Maßnahmen sollen zielge-
richtet sein, vorübergehend sein
und sie sollen das Preisgefüge
nicht zu stark stören.

Das heißt, eine Steuersenkung
wäre keine adäquate Maßnahme?
Haber: Die richtige Skalierung zu
finden ist sehr schwer. Wenn
man punktuell unterstützt und
insgesamt damit nicht allzu viel
zusätzliches Geld in den Wirt-
schaftskreislauf pumpt, noch
dazu auf Schulden, kann man
die Verteilungsproblematik und
die soziale Problematik adressie-

ren. Wenn man zu stark auf das
Gießkannen-Prinzip setzt, be-
kommen die Menschen zwar
mehr Geld, aber man erhöht
damit auch die Inflation. Man
würde damit Öl ins Feuer gie-
ßen.

Gießt Österreich Öl ins Feuer?
Haber: Die Einschätzung der in-
ternationalen Institutionen ist,
dass Österreich bei diesen drei
Kriterien „zielgerichtet, vorüber-
gehend/befristet und nicht ver-
zerrend bei den Preisen“ die
Skalierung relativ gut erwischt.
Aber ich glaube, in allen Län-
dern dieser Welt haben wir das
Problem, dass es extrem schwie-
rig ist, genau diesen richtigen
Punkt zu finden.

In den letzten Jahren sind Krypto-
währungen populärer geworden.
Ist das eine Entwicklung, die Zu-
kunft hat?
Haber: Beim Wort „Kryptowäh-
rungen“ bekommen Notenban-
ker Gänsehaut. Das sind keine
Währungen. Wir sagen deshalb
Krypto-Assets dazu, weil wir da-
mit auch klarmachen wollen,
dass sie nicht wie Währungen
wie der Dollar oder Euro Wert-
stabilität haben und man damit
etwas bezahlen kann. Krypto-
Assets haben enorme Wert-
schwankungen und sind daher

als Zahlungsmittel nicht geeig-
net. Es sind Wertanlagen, die
ihren Wert allerdings aus-
schließlich daraus beziehen,
dass jemand sagt, das ist Geld.
Im Unterschied zu Währungen,
bei denen das Gesetz sicher-
stellt, dass man sie als Zahlungs-
mittel verwenden kann.

Was wäre Ihrer Meinung nach
aktuell die beste Veranlagungs-
form?
Haber: Es ist im Moment sehr
schwierig, weil in Zeiten steigen-
der Zinssätze Anleihen in der
Regel eher Kursverluste aufwei-
sen. Wenn man auf der anderen
Seite in Aktien geht, gibt es gera-
de jetzt auch gewisse Risiken. In
Zeiten der Unsicherheit, wo wir
aus einer Pandemie herauskom-
men, erfreut sich Gold einer
sehr hohen Beliebtheit als Si-
cherheitsreserve. Da ist aber die
Frage, ob der richtige Zeitpunkt
ist, um jetzt einzusteigen oder
ob der Wert schon sehr hoch ist
und sinken wird. Im Moment ist
es tatsächlich nicht leicht zu
veranlagen. Aber auch hier gilt:
Für jeden wird eine andere Ver-
anlagungsform oder besser ge-
sagt ein Mix aus Veranlagungs-
formen das Richtige sein. Das
hängt auch davon, wann und ob
man das veranlagte Geld
braucht.

Nationalbank-Vize-Gouverneur Gottfried Haber über die Zukunft des
Bargelds: „Solange die Menschen Bargeld verwenden wollen, so lange
wird es Bargeld geben.“ Foto: Erich Marschik

11Unser Geld - Unsere Vorsorge Ein Sonderprodukt der

„Red ma übern Euro!“
Vor 20 Jahren wurde am 1. Jänner
2002 in zwölf EU-Mitgliedstaaten
das Euro-Bargeld eingeführt. Ein
historischer Moment und der Ab-
schluss eines gewaltigen Projektes.

Doch der Euro wird immer noch
unterschiedlich wahrgenommen.
Grund genug für die Oesterreichi-
sche Nationalbank in Kooperation
mit den Niederösterreichischen
Nachrichten im Rahmen des Natio-
nalbank-Forums „Red ma übern
Euro!“ darüber zu diskutieren.
OeNB-Vize-Gouverneur Gottfried
Haber stand den beiden NÖN-Chef-

redakteuren Daniel Lohninger und
Walter Fahrnberger (beide führten
mit dem Finanzexperten auch obi-
ges Interview) und dem Publikum
Rede und Antwort. Themen waren
unter anderem der Stellenwert des
Bargeldes im Alltag, die aktuellen
Preissteigerungen, der Trend zum
digitalen Bezahlen und die Vertrau-
enswürdigkeit von Krypto-Assets
wie Bitcoin und Co.

Weitere spannende Informationen
zum Thema wie „Vorteile des Euro“
und „Der Euro in Zahlen“ findet man
auf www.euroat20.at Fo
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70 Millionen EuroEin Tag, 7.000 Schäden,

Von Thomas Vogelleitner

Starkregen, Hagel, Hochwasser,
Sturm … Die Zahl der Naturka-
tastrophen nimmt kontinuier-
lich zu, leider auch bei uns in
Österreich. Der Klimawandel ist
laut einem Bericht der UNO
hauptverantwortlich dafür, dass
sich die Zahl der Naturkatastro-

phen seit dem Jahr 2000 ver-
doppelt hat.

Stefan Jauk, NV-General-
direktor und Fachvertretungs-
vorsitzender der Versicherungs-
unternehmen Niederösterreich,
sagt dazu: „Die Klimaerwär-
mung hat auch den Effekt, dass
nicht nur die Häufigkeit, son-
dern auch die Intensität der Er-
eignisse immer mehr steigt. Das
größte Schadenereignis in Nie-
derösterreich in den vergange-
nen zehn Jahren war jenes am
24. Juni 2021 speziell im Wald-
und Weinviertel, das allein für
die NV rund 7.000 Schäden in
der Höhe von über 70 Millionen
Euro zur Folge hatte. Das war

beispiellos in der Geschichte
unseres Hauses.“

Jauk betont: „Die niederöster-
reichischen Versicherungen
sind jedoch bestens vorbereitet,
Schäden aus Extremwetterereig-
nissen schnell und kompetent
abzuwickeln.“ Um die Versicher-
barkeit von Naturgefahren in
Zukunft allerdings flächende-
ckend zu gewährleisten und die
rechtlichen Rahmenbedingun-
gen zur Verfügung stellen zu
können, bedürfe es dringend
noch weiterer politischer Schrit-
te. „Die Politik muss sicherstel-
len, dass es – wie in vielen ande-
ren Ländern – geeignete Vor-
schriften gibt, die eine entspre-

chend große Risikostreuung für
die österreichischen Versicherer
ermöglichen.“ Dies könne bei-
spielsweise durch die gesetzlich
verpflichtende Integration der
Naturkatastrophendeckung in
die bestehende Feuerversiche-
rung – wie beispielsweise in Bel-
gien – realisiert werden. „Dann
können Versicherungsprodukte
gegen Naturgefahren auch in
Zukunft zu einem für den Kun-
den leistbaren Preis angeboten
werden.“

Zum anderen ist aber auch je-
der Einzelne gefordert: „Je bes-
ser die Präventionsmaßnahmen
sind, desto geringer ist das Scha-
densausmaß im Einzelfall. Darü-

ber hinaus kann ich nur jedem
Kunden raten, mit seinem Versi-
cherungsberater in Kontakt zu
bleiben, um die entsprechenden
Versicherungsdeckungen immer
up to date zu halten. So schützt
man sich am besten!“

Studie: Angst vor
Feuer ist größer
Laut einer Studie der Vereini-

gung Österreichischer Länder-
versicherer (durchgeführt vom
Linzer Market Institut) fühlt sich
die Hälfte der Menschen in Ös-
terreich vom Klimawandel be-
droht. Und: Zwei von drei Öster-
reicherinnen und Österreichern

fühlen sich gegen die Naturer-
eignisse finanziell gut abgesi-
chert. Spannend dabei ist, dass
trotz der Wahrnehmung sich
häufender Naturkatastrophen
wie Stürme, Hagel oder Über-
schwemmungen die Angst vor
Feuer bzw. einem Brand bei den
Österreicherinnen und Österrei-
chern nach wie vor am präsen-
testen ist. Hier ortet NV-General-
direktor Stefan Jauk ein über
Jahrzehnte gewachsenes Be-
wusstsein: „Wir Länderversiche-
rer wurden ursprünglich ins Le-
ben gerufen, um die Opfer von
Bränden vor Armut zu schüt-
zen.“

Im Rahmen der Studie wurde

auch gefragt, ob Herr und Frau
Österreicher über die Leistun-
gen des Katastrophenfonds des
Bundes informiert sind. Knapp
70 Prozent der Befragten wissen
korrekterweise, dass im Fall
von Katastrophenschäden nur
ein Teil des Schadens gedeckt
ist.

Abschließend: Kosten für Ka-
tastrophenschäden können
steuerlich als außergewöhnliche
Belastung in der Einkommen-
steuererklärung oder in der Ar-
beitnehmerveranlagung geltend
gemacht werden. Gibt es Schä-
den in Betrieben, sind diese
grundsätzlich als Betriebsausga-
be abzugsfähig.

Stefan Jauk: „Die Thematik der Un-
wetterereignisse ist natürlich sehr
brennend für uns als Versicherer.“
Foto: Philipp Monihart

Sowohl die Anzahl
als auch die Intensi-
tät der Naturkata-
strophen sind konti-
nuierlich im Steigen.
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lich zu, leider auch bei uns in
Österreich. Der Klimawandel ist
laut einem Bericht der UNO
hauptverantwortlich dafür, dass
sich die Zahl der Naturkatastro-

phen seit dem Jahr 2000 ver-
doppelt hat.

Stefan Jauk, NV-General-
direktor und Fachvertretungs-
vorsitzender der Versicherungs-
unternehmen Niederösterreich,
sagt dazu: „Die Klimaerwär-
mung hat auch den Effekt, dass
nicht nur die Häufigkeit, son-
dern auch die Intensität der Er-
eignisse immer mehr steigt. Das
größte Schadenereignis in Nie-
derösterreich in den vergange-
nen zehn Jahren war jenes am
24. Juni 2021 speziell im Wald-
und Weinviertel, das allein für
die NV rund 7.000 Schäden in
der Höhe von über 70 Millionen
Euro zur Folge hatte. Das war

beispiellos in der Geschichte
unseres Hauses.“

Jauk betont: „Die niederöster-
reichischen Versicherungen
sind jedoch bestens vorbereitet,
Schäden aus Extremwetterereig-
nissen schnell und kompetent
abzuwickeln.“ Um die Versicher-
barkeit von Naturgefahren in
Zukunft allerdings flächende-
ckend zu gewährleisten und die
rechtlichen Rahmenbedingun-
gen zur Verfügung stellen zu
können, bedürfe es dringend
noch weiterer politischer Schrit-
te. „Die Politik muss sicherstel-
len, dass es – wie in vielen ande-
ren Ländern – geeignete Vor-
schriften gibt, die eine entspre-

chend große Risikostreuung für
die österreichischen Versicherer
ermöglichen.“ Dies könne bei-
spielsweise durch die gesetzlich
verpflichtende Integration der
Naturkatastrophendeckung in
die bestehende Feuerversiche-
rung – wie beispielsweise in Bel-
gien – realisiert werden. „Dann
können Versicherungsprodukte
gegen Naturgefahren auch in
Zukunft zu einem für den Kun-
den leistbaren Preis angeboten
werden.“

Zum anderen ist aber auch je-
der Einzelne gefordert: „Je bes-
ser die Präventionsmaßnahmen
sind, desto geringer ist das Scha-
densausmaß im Einzelfall. Darü-

ber hinaus kann ich nur jedem
Kunden raten, mit seinem Versi-
cherungsberater in Kontakt zu
bleiben, um die entsprechenden
Versicherungsdeckungen immer
up to date zu halten. So schützt
man sich am besten!“

Studie: Angst vor
Feuer ist größer
Laut einer Studie der Vereini-

gung Österreichischer Länder-
versicherer (durchgeführt vom
Linzer Market Institut) fühlt sich
die Hälfte der Menschen in Ös-
terreich vom Klimawandel be-
droht. Und: Zwei von drei Öster-
reicherinnen und Österreichern

fühlen sich gegen die Naturer-
eignisse finanziell gut abgesi-
chert. Spannend dabei ist, dass
trotz der Wahrnehmung sich
häufender Naturkatastrophen
wie Stürme, Hagel oder Über-
schwemmungen die Angst vor
Feuer bzw. einem Brand bei den
Österreicherinnen und Österrei-
chern nach wie vor am präsen-
testen ist. Hier ortet NV-General-
direktor Stefan Jauk ein über
Jahrzehnte gewachsenes Be-
wusstsein: „Wir Länderversiche-
rer wurden ursprünglich ins Le-
ben gerufen, um die Opfer von
Bränden vor Armut zu schüt-
zen.“

Im Rahmen der Studie wurde

auch gefragt, ob Herr und Frau
Österreicher über die Leistun-
gen des Katastrophenfonds des
Bundes informiert sind. Knapp
70 Prozent der Befragten wissen
korrekterweise, dass im Fall
von Katastrophenschäden nur
ein Teil des Schadens gedeckt
ist.

Abschließend: Kosten für Ka-
tastrophenschäden können
steuerlich als außergewöhnliche
Belastung in der Einkommen-
steuererklärung oder in der Ar-
beitnehmerveranlagung geltend
gemacht werden. Gibt es Schä-
den in Betrieben, sind diese
grundsätzlich als Betriebsausga-
be abzugsfähig.
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Den Lebensstandard
im Alter sichern
„Die betriebliche Altersvorsorge (Pensionskassen und Betriebliche Vorsorgekassen) bietet
die ideale Möglichkeit, um die kommende Pension entsprechend genießen zu können“,
weiß Karin Schlemaier, Vorsitzende der Fachvertretung der Pensions- und Vorsorgekassen
in der Wirtschaftskammer Niederösterreich.

In Österreich ist die Altersvor-
sorge auf drei Säulen aufgebaut:
auf der gesetzlichen/staatlichen
Pension (erste Säule), der kollek-
tiven betrieblichen Pensionsvor-
sorge (zweite Säule) und der pri-
vaten Pensionsvorsorge (dritte
Säule). Die erste Säule ist mit
über 90 Prozent im internatio-
nalen Vergleich überproportio-
nal groß – ein stabiles System
sollte aber diversifizieren und
das Fundament auf drei starken
Säulen aufbauen.

„Die zweite Säule der Alters-
vorsorge in Österreich besteht
im Wesentlichen aus den Pen-
sionskassen und den Betriebli-
chen Vorsorgekassen, sie ergänzt
die staatliche Pension und si-
chert den Lebensstandard im Al-
ter“, erklärt Karin Schlemaier,
Vorsitzende der Fachvertretung
der Pensions- und Vorsorgekas-
sen in der Wirtschaftskammer
Niederösterreich.

Ein sicheres Einkommen im
Alter und somit auch eine posi-
tive Entwicklung der Pension
wird immer wichtiger. Die Le-
benserwartung steigt kontinu-
ierlich an, und die Pensionisten
brauchen wegen der Lücke zwi-
schen Letztbezug im Beruf und
Pension immer öfter ein zusätz-
liches Einkommen, um den Le-
bensstandard halten zu können,
den sie während der Erwerbstä-
tigkeit erreicht haben. „Die be-
triebliche Altersvorsorge (Pensi-
onskassen und Betriebliche Vor-
sorgekassen) bietet die ideale
Möglichkeit, um die werdende
Pension entsprechend genießen
zu können“, so die Expertin,

Bei Pensionskassen zahlen Ar-
beitgeber aufgrund eines freiwil-
lig abgeschlossenen Pensions-
kassenvertrages monatlich Bei-

träge für ihre Arbeitnehmer ein.
Die Beschäftigten können zu-
sätzlich ebenfalls freiwillig in
die Pensionskasse einzahlen.
Die Beiträge werden veranlagt
und ab Pensionsantritt als le-
benslange Zusatzpension ausbe-
zahlt.

Bei einer Betriebspension
durch eine Pensionskasse wird
die Pension während der Berufs-
tätigkeit des jeweiligen Arbeit-
nehmers finanziert. Nach Pen-
sionsantritt übernimmt die Pen-
sionskasse die Auszahlung der
lebenslangen Zusatzpension.
Das bringt eine hohe Sicherheit
für die Berechtigten, weil Pen-
sionen unabhängig vom wirt-
schaftlichen Schicksal des Be-
triebes ausbezahlt werden und
weder das Unternehmen noch
die Pensionskasse Zugriff auf
das angesammelte Kapital ha-
ben. Die Pension ist auch des-

halb sicher, weil sie nicht davon
abhängig ist, ob nachfolgende
Generationen von Arbeitneh-
mern mit ihren Beiträgen die Fi-
nanzierung ermöglichen.

In die Betrieblichen Vorsorgekas-
sen werden monatlich von den
Arbeitgebern 1,53 Prozent der
Bruttolohnsumme einbezahlt.
Sie bilden somit eine wichtige
Säule als Ergänzung zur staatli-
chen Pension.

Im Gegensatz zum früheren
System, bei dem die Abfertigung
im Unternehmen selbst ange-
spart werden musste, werden
die Beiträge im Rahmen der Ab-

fertigung Neu in eine Betriebli-
che Vorsorgekasse eingezahlt.
Damit ist die Sicherheit der an-
gelegten Gelder jedenfalls ge-
währleistet – durch die Kapital-
garantie gehen Vorsorgebeiträge
nicht verloren. So behalten
auch Arbeitnehmer, die ihren
Job häufig wechseln, ihren (Ab-
fertigungs)-Anspruch.

Bei Pensionsantritt wird das
angesammelte Guthaben als
einmalige Kapitalabfindung
oder monatlich als steuerfreie
Rente lebenslang ausbezahlt,
wenn es in eine Pensionskasse
oder eine Pensionszusatzversi-
cherung übertragen wird.

Karin Schlemaier, Vorsitzende der
Fachvertretung der Pensions- und
Vorsorgekassen in der Wirtschafts-
kammer Niederösterreich.
Foto: zVg

Foto: Shutterstock.com/Joachim Wendler
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30 Jahre Hyundai in Österreich – 
Jetzt einen Hyundai KONA Elektro 
mit attraktiver Ausstattung im  
Wert von 39.990 Euro gewinnen!

Jetzt Abo zum Sonderpreis  
sichern und mit etwas Glück  
wertvolle Preise gewinnen!
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Den Lebensstandard
im Alter sichern
„Die betriebliche Altersvorsorge (Pensionskassen und Betriebliche Vorsorgekassen) bietet
die ideale Möglichkeit, um die kommende Pension entsprechend genießen zu können“,
weiß Karin Schlemaier, Vorsitzende der Fachvertretung der Pensions- und Vorsorgekassen
in der Wirtschaftskammer Niederösterreich.

In Österreich ist die Altersvor-
sorge auf drei Säulen aufgebaut:
auf der gesetzlichen/staatlichen
Pension (erste Säule), der kollek-
tiven betrieblichen Pensionsvor-
sorge (zweite Säule) und der pri-
vaten Pensionsvorsorge (dritte
Säule). Die erste Säule ist mit
über 90 Prozent im internatio-
nalen Vergleich überproportio-
nal groß – ein stabiles System
sollte aber diversifizieren und
das Fundament auf drei starken
Säulen aufbauen.

„Die zweite Säule der Alters-
vorsorge in Österreich besteht
im Wesentlichen aus den Pen-
sionskassen und den Betriebli-
chen Vorsorgekassen, sie ergänzt
die staatliche Pension und si-
chert den Lebensstandard im Al-
ter“, erklärt Karin Schlemaier,
Vorsitzende der Fachvertretung
der Pensions- und Vorsorgekas-
sen in der Wirtschaftskammer
Niederösterreich.

Ein sicheres Einkommen im
Alter und somit auch eine posi-
tive Entwicklung der Pension
wird immer wichtiger. Die Le-
benserwartung steigt kontinu-
ierlich an, und die Pensionisten
brauchen wegen der Lücke zwi-
schen Letztbezug im Beruf und
Pension immer öfter ein zusätz-
liches Einkommen, um den Le-
bensstandard halten zu können,
den sie während der Erwerbstä-
tigkeit erreicht haben. „Die be-
triebliche Altersvorsorge (Pensi-
onskassen und Betriebliche Vor-
sorgekassen) bietet die ideale
Möglichkeit, um die werdende
Pension entsprechend genießen
zu können“, so die Expertin,

Bei Pensionskassen zahlen Ar-
beitgeber aufgrund eines freiwil-
lig abgeschlossenen Pensions-
kassenvertrages monatlich Bei-

träge für ihre Arbeitnehmer ein.
Die Beschäftigten können zu-
sätzlich ebenfalls freiwillig in
die Pensionskasse einzahlen.
Die Beiträge werden veranlagt
und ab Pensionsantritt als le-
benslange Zusatzpension ausbe-
zahlt.

Bei einer Betriebspension
durch eine Pensionskasse wird
die Pension während der Berufs-
tätigkeit des jeweiligen Arbeit-
nehmers finanziert. Nach Pen-
sionsantritt übernimmt die Pen-
sionskasse die Auszahlung der
lebenslangen Zusatzpension.
Das bringt eine hohe Sicherheit
für die Berechtigten, weil Pen-
sionen unabhängig vom wirt-
schaftlichen Schicksal des Be-
triebes ausbezahlt werden und
weder das Unternehmen noch
die Pensionskasse Zugriff auf
das angesammelte Kapital ha-
ben. Die Pension ist auch des-

halb sicher, weil sie nicht davon
abhängig ist, ob nachfolgende
Generationen von Arbeitneh-
mern mit ihren Beiträgen die Fi-
nanzierung ermöglichen.

In die Betrieblichen Vorsorgekas-
sen werden monatlich von den
Arbeitgebern 1,53 Prozent der
Bruttolohnsumme einbezahlt.
Sie bilden somit eine wichtige
Säule als Ergänzung zur staatli-
chen Pension.

Im Gegensatz zum früheren
System, bei dem die Abfertigung
im Unternehmen selbst ange-
spart werden musste, werden
die Beiträge im Rahmen der Ab-

fertigung Neu in eine Betriebli-
che Vorsorgekasse eingezahlt.
Damit ist die Sicherheit der an-
gelegten Gelder jedenfalls ge-
währleistet – durch die Kapital-
garantie gehen Vorsorgebeiträge
nicht verloren. So behalten
auch Arbeitnehmer, die ihren
Job häufig wechseln, ihren (Ab-
fertigungs)-Anspruch.

Bei Pensionsantritt wird das
angesammelte Guthaben als
einmalige Kapitalabfindung
oder monatlich als steuerfreie
Rente lebenslang ausbezahlt,
wenn es in eine Pensionskasse
oder eine Pensionszusatzversi-
cherung übertragen wird.

Karin Schlemaier, Vorsitzende der
Fachvertretung der Pensions- und
Vorsorgekassen in der Wirtschafts-
kammer Niederösterreich.
Foto: zVg

Foto: Shutterstock.com/Joachim Wendler



ZUKUNFT GESTALTEN.

WIR SCHAFFEN DAS.

Wir schaffen das.www.nv.at

Öko Fondsplus  

Die nachhaltige Vorsorge  

mit allen Stärken einer fonds- 

gebundenen Lebensversicherung.

k	Nutzt die Chancen zukunftsverträglicher Investments

k	Mittel- und langfristiger Kapitalaufbau

k	Flexibel und transparent

Das Basisinformationsblatt
finden Sie auf unserer Website.
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